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RICHTLINIE 2003/109/EG DES RATES 

vom 25. November 2003 

betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere Artikel 63 Nummern 3 und 4, 

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 4 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Für den schrittweisen Aufbau eines Raums der Freiheit, der Si­
cherheit und des Rechts sieht der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft sowohl den Erlass von Maßnahmen 
zur Gewährleistung des freien Personenverkehrs in Verbindung 
mit flankierenden Maßnahmen in Bezug auf die Kontrollen an 
den Außengrenzen, das Asyl und die Einwanderung als auch den 
Erlass von Maßnahmen in Bezug auf Asyl, Einwanderung und 
Schutz der Rechte von Drittstaatsangehörigen vor. 

(2) Der Europäische Rat hat auf seiner Sondertagung in Tampere am 
15. und 16. Oktober 1999 erklärt, dass die Rechtsstellung von 
Drittstaatsangehörigen an diejenige der Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten angenähert werden sollte und einer Person, die 
sich während eines noch zu bestimmenden Zeitraums in einem 
Mitgliedstaat rechtmäßig aufgehalten hat und einen langfristigen 
Aufenthaltstitel besitzt, in diesem Mitgliedstaat eine Reihe ein­
heitlicher Rechte gewährt werden sollte, die denjenigen der Uni­
onsbürger so nah wie möglich sind. 

(3) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und 
berücksichtigt die Grundsätze, die insbesondere durch die Euro­
päische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten und der Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union anerkannt wurden. 

(4) Die Integration von Drittstaatsangehörigen, die in den Mitglied­
staaten langfristig ansässig sind, trägt entscheidend zur Förderung 
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts bei, der als 
eines der Hauptziele der Gemeinschaft im Vertrag angegeben ist. 

(5) Die Mitgliedstaaten sollten diese Richtlinie ohne Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der eth­
nischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der 
Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen 
oder sonstigen Meinung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung durchführen. 
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(6) Die Dauer des Aufenthalts im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 
sollte das Hauptkriterium für die Erlangung der Rechtsstellung 
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten sein. Der Aufenthalt 
sollte rechtmäßig und ununterbrochen sein, um die Verwurzlung 
der betreffenden Person im Land zu belegen. Eine gewisse Fle­
xibilität sollte vorgesehen werden, damit Umstände berücksichtigt 
werden können, die eine Person veranlassen können, das Land 
zeitweilig zu verlassen. 

(7) Um die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten 
zu erlangen, sollten Drittstaatsangehörige ausreichende Einkünfte 
und einen Krankenversicherungsschutz nachweisen, damit sie 
keine Last für den betreffenden Mitgliedstaat werden. Bei der 
Beurteilung der Frage, ob der Drittstaatsangehörige über feste 
und regelmäßige Einkünfte verfügt, können die Mitgliedstaaten 
Faktoren wie die Entrichtung von Beiträgen in ein Alterssiche­
rungssystem und die Erfüllung der steuerlichen Verpflichtungen 
berücksichtigen. 

(8) Darüber hinaus sollten Drittstaatsangehörige, die die Rechtsstel­
lung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten erlangen und behal­
ten möchten, keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung darstellen. Der Begriff der öffentlichen Ordnung kann 
die Verurteilung wegen der Begehung einer schwerwiegenden 
Straftat umfassen. 

(9) Wirtschaftliche Erwägungen sollten nicht als Grund dafür heran­
gezogen werden, die Zuerkennung der Rechtsstellung eines lang­
fristig Aufenthaltsberechtigten zu versagen, und dürfen nicht so 
aufgefasst werden, dass sie die entsprechenden Bedingungen be­
rühren. 

(10) Für die Prüfung des Antrags auf Gewährung der Rechtsstellung 
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten sollte ein System von 
Verfahrensregeln festgelegt werden. Diese Verfahren sollten effi­
zient und angemessen sein, wobei die normale Arbeitsbelastung 
der mitgliedstaatlichen Verwaltungen zu berücksichtigen sind; sie 
sollten auch transparent und gerecht sein, um den betreffenden 
Personen angemessene Rechtssicherheit zu bieten. Sie sollten 
nicht dazu eingesetzt werden, um die betreffenden Personen in 
der Ausübung ihres Aufenthaltsrechts zu behindern. 

(11) Die Erlangung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts­
berechtigten sollte durch einen Aufenthaltstitel bescheinigt wer­
den, mit dem die betreffende Person ohne weiteres und unver­
züglich ihre Rechtsstellung nachweisen kann. Solche Aufenthalts­
titel sollten auch strengen technischen Normen, insbesondere hin­
sichtlich der Fälschungssicherheit, genügen, um Missbräuchen in 
dem Mitgliedstaat, in dem diese Rechtsstellung erlangt wurde, 
und in den Mitgliedstaaten, in denen das Aufenthaltsrecht aus­
geübt wird, vorzubeugen. 

(12) Um ein echtes Instrument zur Integration von langfristig Aufent­
haltsberechtigten in die Gesellschaft, in der sie leben, darzustel­
len, sollten langfristig Aufenthaltsberechtigte nach Maßgabe der 
entsprechenden, in dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen, in 
vielen wirtschaftlichen und sozialen Bereichen wie die Bürger des 
Mitgliedstaats behandelt werden. 

(13) Hinsichtlich der Sozialhilfe ist die Möglichkeit, die Leistungen 
für langfristig Aufenthaltsberechtigte auf Kernleistungen zu be­
schränken, so zu verstehen, dass dieser Begriff zumindest ein 
Mindesteinkommen sowie Unterstützung bei Krankheit, bei 
Schwangerschaft, bei Elternschaft und bei Langzeitpflege erfasst. 
Die Modalitäten der Gewährung dieser Leistungen sollten durch 
das nationale Recht bestimmt werden. 
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(14) Die Mitgliedstaaten sollten verpflichtet bleiben, minderjährigen 
Kindern in ähnlicher Weise wie ihren eigenen Staatsangehörigen 
den Zugang zum Bildungssystem zu gestatten. 

(15) Das Konzept der Stipendien und Ausbildungsbeihilfen im Bereich 
der Berufsbildung umfasst keine im Rahmen von Sozialhilfe­
regelungen finanzierten Maßnahmen. Außerdem kann der Zugang 
zu Stipendien und Ausbildungsbeihilfen davon abhängen, dass 
die Person, die solche Stipendien und Ausbildungsbeihilfen be­
antragt, die Voraussetzungen für die Erlangung der Rechtsstel­
lung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten selbst erfüllt. Bei 
der Gewährung von Stipendien und Ausbildungsbeihilfen können 
die Mitgliedstaaten den Umstand berücksichtigen, dass die Uni­
onsbürger im Herkunftsland denselben Vorteil in Anspruch neh­
men können. 

(16) Langfristig Aufenthaltsberechtigte sollten verstärkten Auswei­
sungsschutz genießen. Dieser Schutz orientiert sich an den Kri­
terien, die der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in 
seiner Rechtsprechung entwickelt hat. Um den Ausweisungs­
schutz sicherzustellen, sollten die Mitgliedstaaten wirksamen 
Rechtsschutz vorsehen. 

(17) Die Harmonisierung der Bedingungen für die Erlangung der 
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten fördert 
das gegenseitige Vertrauen der Mitgliedstaaten. In einigen Mit­
gliedstaaten sind die Bedingungen für die Erteilung dauerhafter 
oder unbefristeter Aufenthaltstitel günstiger als die in dieser 
Richtlinie festgelegten Bedingungen. Die Möglichkeit, günstigere 
nationale Bestimmungen anzuwenden, wird von dem Vertrag 
nicht ausgeschlossen. Dennoch sollte für die Zwecke dieser 
Richtlinie vorgesehen werden, dass Aufenthaltstitel, für deren 
Erteilung günstigere Bedingungen gelten, nicht das Recht auf 
Aufenthalt in anderen Mitgliedstaaten begründen. 

(18) Die Festlegung der Bedingungen, unter denen Drittstaatsangehö­
rige, die langfristig Aufenthaltsberechtigte sind, das Recht erlan­
gen, sich in einem anderen Mitgliedstaat aufzuhalten, trägt dazu 
bei, dass der Binnenmarkt als Raum, in dem Freizügigkeit für 
jedermann gewährleistet ist, Realität wird. Es könnte auch einen 
wesentlichen Mobilitätsfaktor darstellen, insbesondere auf dem 
Arbeitsmarkt der Union. 

(19) Es sollte vorgesehen werden, dass das Recht, sich in einem an­
deren Mitgliedstaat aufzuhalten, ausgeübt werden kann, um eine 
unselbstständige oder selbstständige Erwerbstätigkeit auszuüben, 
ein Studium zu absolvieren oder auch ohne eine wirtschaftliche 
Tätigkeit auszuüben. 

(20) Familienangehörige sollten auch das Recht haben, sich mit dem 
langfristig Aufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedstaat 
niederzulassen, um die familiäre Lebensgemeinschaft zu wahren 
und den langfristig Aufenthaltsberechtigten nicht in der Aus­
übung seines Aufenthaltsrechts zu behindern. Im Zusammenhang 
mit Familienmitgliedern, denen gestattet werden kann, den lang­
fristig Aufenthaltsberechtigten zu begleiten oder ihm nachzurei­
sen, sollten die Mitgliedstaaten der Lage von erwachsenen Kin­
dern mit Behinderungen und unterhaltsberechtigten Verwandten 
in gerader aufsteigender Linie ersten Grades besondere Beachtung 
schenken. 

(21) Der Mitgliedstaat, in dem der langfristig Aufenthaltsberechtigte 
sein Aufenthaltsrecht ausüben möchte, sollte überprüfen können, 
ob diese Person die Voraussetzungen erfüllt, um sich in seinem 
Hoheitsgebiet aufzuhalten. Er sollte sich auch vergewissern kön­
nen, dass die betreffende Person keine Gefahr für die öffentliche 
Ordnung, die öffentliche Sicherheit oder die öffentliche Gesund­
heit darstellt. 
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(22) Langfristig Aufenthaltsberechtigte sollten, damit ihr Recht auf 
Aufenthalt nicht ohne Wirkung bleibt, nach Maßgabe dieser 
Richtlinie in dem zweiten Mitgliedstaat die gleiche Behandlung 
genießen, die sie auch in dem Mitgliedstaat genießen, der ihnen 
die Rechtsstellung des langfristig Aufenthaltsberechtigten gewährt 
hat. Die Gewährung von Sozialhilfeleistungen erfolgt unbescha­
det der Möglichkeit der Mitgliedstaaten, den Aufenthaltstitel zu 
entziehen, wenn die betreffende Person die Anforderungen dieser 
Richtlinie nicht mehr erfüllt. 

(23) Drittstaatsangehörigen sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, 
die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten in 
dem Mitgliedstaat, in den sie umgezogen sind und in dem sie 
sich niederlassen wollen, unter Bedingungen zu erwerben, die 
denen für den Erwerb in dem ersten Mitgliedstaat vergleichbar 
sind. 

(24) Da die Ziele der beabsichtigten Maßnahme, nämlich die Fest­
legung der Bedingungen für die Gewährung und den Entzug 
der Rechtsstellung des langfristig Aufenthaltsberechtigten, sowie 
der damit verbunden Rechte und die Festlegung der Bedingungen 
für die Ausübung des Rechts des langfristig Aufenthaltsberech­
tigten auf Aufenthalt in anderen Mitgliedstaaten auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können und 
daher wegen des Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme 
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann die Ge­
meinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags nieder­
gelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 
demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht 
diese Richtlinie nicht über das für die Erreichung dieser Ziele 
erforderliche Maß hinaus. 

(25) Gemäß den Artikeln 1 und 2 und unbeschadet des Artikels 4 des 
dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls 
über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands betei­
ligen sich diese Mitgliedstaaten nicht an der Annahme dieser 
Richtlinie, die für diese Mitgliedstaaten nicht bindend oder an­
wendbar ist. 

(26) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäi­
sche Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position Däne­
marks beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme dieser 
Richtlinie, die für Dänemark nicht bindend oder anwendbar ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

Ziel dieser Richtlinie ist die Festlegung 

a) der Bedingungen, unter denen ein Mitgliedstaat einem Drittstaats­
angehörigen, der sich rechtmäßig in seinem Hoheitsgebiet aufhält, 
die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten erteilen 
oder entziehen kann, sowie der mit dieser Rechtsstellung verbunde­
nen Rechte und 
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b) der Bedingungen für den Aufenthalt eines Drittstaatsangehörigen, der 
die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten besitzt, 
in einem anderen Mitgliedstaat als demjenigen, der ihm diese 
Rechtsstellung zuerkannt hat. 

Artikel 2 

Definitionen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) „Drittstaatsangehöriger“ jede Person, die nicht Unionsbürger im 
Sinne des Artikels 17 Absatz 1 des Vertrags ist; 

b) „langfristig Aufenthaltsberechtigter“ jeden Drittstaatsangehörigen, 
der die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten im 
Sinne der Artikel 4 bis 7 besitzt; 

c) „erster Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, der einem Drittstaatsangehö­
rigen erstmals die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberech­
tigten zuerkannt hat; 

d) „zweiter Mitgliedstaat“ einen anderen Mitgliedstaat als den, der ei­
nem Drittstaatsangehörigen erstmals die Rechtsstellung eines lang­
fristig Aufenthaltsberechtigten zuerkannt hat, und in dem dieser lang­
fristig Aufenthaltsberechtigte sein Aufenthaltsrecht ausübt; 

e) „Familienangehöriger“ den Drittstaatsangehörigen, der sich in dem 
betreffenden Mitgliedstaat gemäß der Richtlinie 2003/86/EG des Ra­
tes vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf Familien­
zusammenführung ( 1 ) aufhält; 

▼M1 
f) „internationaler“ Schutz den internationalen Schutz im Sinne von 

Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 
29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den 
Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge 
oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, 
und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes ( 2 ); 

▼B 
g) „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG“ den Aufenthaltstitel, 

der bei der Erlangung der Rechtsstellung eines langfristig Aufent­
haltsberechtigten von dem betreffenden Mitgliedstaat ausgestellt 
wird. 

Artikel 3 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie findet auf Drittstaatsangehörige Anwendung, die 
sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhalten. 

(2) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf Drittstaatsangehö­
rige, 

a) die sich zwecks Studiums oder Berufsausbildung aufhalten; 

▼B 
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b) denen zwecks vorübergehenden Schutzes der Aufenthalt in einem 
Mitgliedstaat genehmigt wurde oder die aus diesem Grund um 
eine Aufenthaltsgenehmigung nachgesucht haben und über deren 
Rechtsstellung noch nicht entschieden ist; 

▼M1 
c) denen der Aufenthalt in einem Mitgliedstaat aufgrund einer anderen 

Form des Schutzes als jenem des internationalen Schutzes genehmigt 
wurde oder die aus diesem Grund um die Genehmigung des Auf­
enthalts nachgesucht haben und über deren Rechtsstellung noch nicht 
entschieden ist; 

d) die internationalen Schutz beantragt haben und über deren Antrag 
noch nicht abschließend entschieden ist; 

▼B 
e) die sich ausschließlich vorübergehend wie etwa als Au-pair oder 

Saisonarbeitnehmer, als von einem Dienstleistungserbringer im Rah­
men der grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen ent­
sendete Arbeitnehmer oder als Erbringer grenzüberschreitender 
Dienstleistungen aufhalten oder deren Aufenthaltsgenehmigung 
förmlich begrenzt wurde; 

f) deren Rechtsstellung durch das Wiener Übereinkommen von 1961 
über diplomatische Beziehungen, das Wiener Übereinkommen von 
1963 über konsularische Beziehungen, das Übereinkommen von 
1969 über Sondermissionen oder die Wiener Konvention von 1975 
über die Vertretung der Staaten in ihren Beziehungen zu interna­
tionalen Organisationen universellen Charakters geregelt ist. 

(3) Diese Richtlinie findet Anwendung vorbehaltlich günstigerer Be­
stimmungen 

a) der bilateralen und multilateralen Übereinkünfte zwischen der Ge­
meinschaft oder der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einer­
seits und Drittländern andererseits; 

b) der vor Inkrafttreten dieser Richtlinie zwischen einem Mitgliedstaat 
und einem Drittland abgeschlossenen bilateralen Übereinkünfte; 

▼M1 
c) des Europäischen Niederlassungsabkommens vom 13. Dezember 

1955, der Europäischen Sozialcharta vom 18. Oktober 1961, der 
geänderten Europäischen Sozialcharta vom 3. Mai 1987, des Euro­
päischen Übereinkommens über die Rechtsstellung der Wander­
arbeitnehmer vom 24. November 1977, des Paragrafen 11 des An­
hangs zur Flüchtlingskonvention vom 28. Juli 1951 in der geänder­
ten Fassung des am 31. Januar 1967 in New York unterzeichneten 
Protokolls, und des Europäischen Übereinkommens über den Über­
gang der Verantwortung für Flüchtlinge vom 16. Oktober 1980. 

▼B 

KAPITEL II 
RECHTSSTELLUNG EINES LANGFRISTIG AUFENTHALTSBERECH­

TIGTEN IN EINEM MITGLIEDSTAAT 

Artikel 4 

Dauer des Aufenthalts 

(1) Die Mitgliedstaaten erteilen Drittstaatsangehörigen, die sich un­
mittelbar vor der Stellung des entsprechenden Antrags fünf Jahre lang 
ununterbrochen rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufgehalten haben, 
die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten. 
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(1a) Die Mitgliedstaaten erteilen Personen die Rechtsstellung von 
langfristig Aufenthaltsberechtigten auf Grundlage des internationalen 
Schutzes nicht, wenn der internationale Schutz gemäß Artikel 14 Absatz 
3 bzw. Artikel 19 Absatz 3 der Richtlinie 2004/83/EG aberkannt, be­
endet oder seine Verlängerung abgelehnt wurde. 

▼B 
(2) In die Berechnung des Zeitraums gemäß Absatz 1 fließen die 
Zeiten nicht ein, in denen sich der Drittstaatsangehörige aus den in 
Artikel 3 Absatz 2 Buchstaben e) und f) genannten Gründen im betref­
fenden Mitgliedstaat aufgehalten hat. 
In den in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a) genannten Fällen, in denen 
dem betreffenden Drittstaatsangehörigen ein Aufenthaltstitel gewährt 
wurde, auf dessen Grundlage ihm die Rechtsstellung eines langfristig 
Aufenthaltsberechtigten zuerkannt werden kann, fließen die Zeiten, in 
denen er sich zwecks Studiums oder Berufsausbildung in dem Mitglied­
staat aufgehalten hat, nur zur Hälfte in die Berechnung des Zeitraums 
gemäß Absatz 1 ein. 

▼M1 
Im Falle von Personen, denen internationaler Schutz gewährt wurde, 
wird mindestens die Hälfte des Zeitraums zwischen dem Tag der Ein­
reichung des Antrags, aufgrund dessen dieser internationale Schutz ge­
währt wurde, und dem Tag der Ausstellung des Aufenthaltstitels gemäß 
Artikel 24 der Richtlinie 2004/83/EG, oder der gesamte Zeitraum, wenn 
dieser 18 Monate übersteigt, in die Berechnung des Zeitraums gemäß 
Absatz 1 einbezogen. 

▼B 
(3) Zeiten, in denen der Drittstaatsangehörige sich nicht im Hoheits­
gebiet des Mitgliedstaats aufgehalten hat, unterbrechen die Dauer des 
Zeitraums gemäß Absatz 1 nicht und fließen in die Berechnung dieses 
Aufenthalts ein, wenn sie sechs aufeinander folgende Monate nicht 
überschreiten und innerhalb des Zeitraums gemäß Absatz 1 insgesamt 
zehn Monate nicht überschreiten. 
Liegen spezifische Gründe oder zeitlich begrenzte Ausnahmesituationen 
vor, so können die Mitgliedstaaten gemäß ihrem nationalen Recht vor­
sehen, dass längere als die in Unterabsatz 1 genannten Zeiten, in denen 
der Drittstaatsangehörige sich nicht in ihrem Hoheitsgebiet aufgehalten 
hat, die Dauer des Zeitraums gemäß Absatz 1 nicht unterbrechen. In 
diesen Fällen berücksichtigen die Mitgliedstaaten die Zeiten, in denen 
der Drittstaatsangehörige sich nicht in ihrem Hoheitsgebiet aufgehalten 
hat, nicht bei der Berechnung der Gesamtdauer des Zeitraums gemäß 
Absatz 1. 
Abweichend von Unterabsatz 2 können die Mitgliedstaaten Zeiten, in 
denen der Drittstaatsangehörige sich im Zusammenhang mit einer Ent­
sendung aus beruflichen Gründen, einschließlich im Rahmen einer 
grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen, nicht in ihrem 
Hoheitsgebiet aufgehalten hat, in die Berechnung des Zeitraums gemäß 
Absatz 1 einfließen lassen. 

Artikel 5 

Bedingungen für die Zuerkennung der Rechtsstellung eines 
langfristig Aufenthaltsberechtigten 

(1) Die Mitgliedstaaten verlangen vom Drittstaatsangehörigen den 
Nachweis, dass er für sich und seine unterhaltsberechtigten Familien­
angehörigen über Folgendes verfügt: 
a) feste und regelmäßige Einkünfte, die ohne Inanspruchnahme der 

Sozialhilfeleistungen des betreffenden Mitgliedstaats für seinen eige­
nen Lebensunterhalt und den seiner Familienangehörigen ausreichen. 
Die Mitgliedstaaten beurteilen diese Einkünfte anhand ihrer Art und 
Regelmäßigkeit und können die Höhe der Mindestlöhne und -renten 
beim Antrag auf Erteilung der Rechtsstellung eines langfristig Auf­
enthaltsberechtigten berücksichtigen; 

▼M1 
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b) eine Krankenversicherung, die im betreffenden Mitgliedstaat sämtli­
che Risiken abdeckt, die in der Regel auch für die eigenen Staats­
angehörigen abgedeckt sind. 

(2) Die Mitgliedstaaten können von Drittstaatsangehörigen verlangen, 
dass sie die Integrationsanforderungen gemäß dem nationalen Recht 
erfüllen. 

Artikel 6 

Öffentliche Ordnung und öffentliche Sicherheit 

(1) Die Mitgliedstaaten können die Rechtsstellung eines langfristig 
Aufenthaltsberechtigten aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder 
der öffentlichen Sicherheit versagen. 

Trifft ein Mitgliedstaat eine entsprechende Entscheidung, so berücksich­
tigt er die Schwere oder die Art des Verstoßes gegen die öffentliche 
Ordnung oder die öffentliche Sicherheit oder die von der betreffenden 
Person ausgehende Gefahr, wobei er auch der Dauer des Aufenthalts 
und dem Bestehen von Bindungen im Aufenthaltsstaat angemessen 
Rechnung trägt. 

(2) Die Versagungsentscheidung nach Absatz 1 darf nicht aus wirt­
schaftlichen Gründen getroffen werden. 

Artikel 7 

Erlangung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtig­
ten 

(1) Um die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten 
zu erlangen, reicht der Drittstaatsangehörige bei den zuständigen Behör­
den des Mitgliedstaats, in dem er sich aufhält, einen Antrag ein. Dem 
Antrag sind vom nationalen Recht zu bestimmende Unterlagen beizufü­
gen, aus denen hervorgeht, dass er die Voraussetzungen der Artikel 4 
und 5 erfüllt, sowie erforderlichenfalls ein gültiges Reisedokument oder 
eine beglaubigte Abschrift davon. 

Die Nachweise nach Unterabsatz 1 können auch Unterlagen in Bezug 
auf ausreichenden Wohnraum einschließen. 

(2) Die zuständigen nationalen Behörden teilen dem Antragsteller 
ihre Entscheidung unverzüglich, spätestens aber sechs Monate nach 
Einreichung des Antrags schriftlich mit. Die Entscheidung wird dem 
Drittstaatsangehörigen nach den Verfahren der entsprechenden nationa­
len Rechtsvorschriften mitgeteilt. 

In Ausnahmefällen kann aufgrund der Schwierigkeit der Antragsprüfung 
die in Unterabsatz 1 genannte Frist verlängert werden. 

Außerdem ist die betreffende Person über ihre Rechte und Pflichten aus 
dieser Richtlinie zu belehren. 

Ist bei Ablauf der in dieser Bestimmung vorgesehenen Frist noch keine 
Entscheidung ergangen, so richten sich etwaige Folgen nach dem na­
tionalen Recht des betreffenden Mitgliedstaats. 

(3) Liegen die Voraussetzungen der Artikel 4 und 5 vor und stellt die 
Person keine Gefahr im Sinne des Artikels 6 dar, so erkennt der Mit­
gliedstaat dem Drittstaatsangehörigen die Rechtsstellung eines langfris­
tig Aufenthaltsberechtigten zu. 

▼B 
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Artikel 8 

Langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 9 ist die Rechtsstellung eines langfris­
tig Aufenthaltsberechtigten dauerhaft. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen langfristig Aufenthaltsberechtigten 
eine „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG“ aus. Dieser Aufent­
haltstitel ist mindestens fünf Jahre gültig und wird — erforderlichenfalls 
auf Antrag — ohne weiteres verlängert. 

(3) Eine langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG kann in Form 
eines Aufklebers oder eines besonderen Dokuments ausgestellt werden. 
Sie wird nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 des Rates 
vom 13. Juni 2002 zur einheitlichen Gestaltung des Aufenthaltstitels für 
Drittstaatsangehörige ( 1 ) ausgestellt. Im Eintragungsfeld „Art des Auf­
enthaltstitels“ fügen die Mitgliedstaaten die Bezeichnung „Daueraufent­
halt — EG“ ein. 

▼M1 
(4) Stellt ein Mitgliedstaat einem Drittstaatsangehörigen, dem er in­
ternationalen Schutz gewährt hat, eine „langfristige Aufenthaltsberech­
tigung — EU“ aus, so muss das Eintra-gungsfeld „Anmerkungen“ die­
ser langfristigen Aufenthaltsberechtigung — EU den folgenden Hinweis 
enthalten: „Durch [Name des Mitgliedstaats] am [Datum] internationaler 
Schutz gewährt“. 

(5) Stellt ein zweiter Mitgliedstaat einem Drittstaatsangehörigen, der 
bereits über eine von einem anderen Mitgliedstaat ausgestellte „lang­
fristige Aufenthaltsberechtigung — EU“ verfügt, welche den in Absatz 
4 genannten Hinweis enthält, ebenfalls eine „langfristige Aufenthalts­
berechtigung — EU“ aus, so trägt der zweite Mitgliedstaat in die „lang­
fristige Aufenthaltsberechtigung — EU“ denselben Hinweis ein. 

Vor der Eintragung des in Absatz 4 genannten Hinweises ersucht der 
zweite Mitgliedstaat den in diesem Hinweis genannten Mitgliedstaat um 
Auskunft darüber, ob der langfristig Aufenthaltsberechtigte noch inter­
nationalen Schutz genießt. Der in dem Hinweis genannte Mitgliedstaat 
antwortet innerhalb eines Monats ab Eingang des Auskunftsersuchens. 
Wurde der internationale Schutz durch eine rechtskräftige Entscheidung 
aberkannt, so trägt der zweite Mitgliedstaat den Hinweis nicht ein. 

(6) Ist die Verantwortung für den internationalen Schutz des lang­
fristig Aufenthaltsberechtigten nach Maßgabe der einschlägigen interna­
tionalen Instrumente oder des nationalen Rechts auf den zweiten Mit­
gliedstaat übergegangen, nachdem die in Absatz 5 „genannte langfristige 
Aufenthaltsberechtigung — EU“ ausgestellt wurde, so ändert der zweite 
Mitgliedstaat innerhalb von drei Monaten ab diesem Übergang den 
Hinweis nach Absatz 4 entsprechend. 

▼B 

Artikel 9 

Entzug oder Verlust der Rechtsstellung 

(1) Ein Drittstaatsangehöriger ist nicht mehr berechtigt, die Rechts­
stellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zu behalten, wenn 

a) er die Rechtsstellung des langfristig Aufenthaltsberechtigten nach­
weislich auf täuschende Art und Weise erlangt hat; 

▼B 
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b) eine Ausweisung nach Maßgabe des Artikels 12 verfügt worden ist; 

c) er sich während eines Zeitraums von 12 aufeinander folgenden Mo­
naten nicht im Gebiet der Gemeinschaft aufgehalten hat. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe c) können die Mitglied­
staaten vorsehen, dass eine Abwesenheit von mehr als 12 aufeinander 
folgenden Monaten oder eine Abwesenheit aus spezifischen Gründen 
oder in Ausnahmesituationen nicht den Entzug oder den Verlust der 
Rechtsstellung bewirken. 

(3) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass ein Drittstaatsangehö­
riger die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten ver­
liert, wenn er in Anbetracht der Schwere der von ihm begangenen 
Straftaten eine Bedrohung für die öffentliche Ordnung darstellt, ohne 
dass diese Bedrohung eine Ausweisung im Sinne von Artikel 12 recht­
fertigt. 

▼M1 
(3a) Die Mitgliedstaaten können einem Drittstaatsangehörigen die 
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten im Falle der 
Aberkennung, Beendigung oder Nichtverlängerung des internationalen 
Schutzes gemäß Artikel 14 Absatz 3 bzw. Artikel 19 Absatz 3 der 
Richtlinie 2004/83/EG entziehen, wenn die Rechtsstellung eines lang­
fristig Aufenthaltsberechtigten aufgrund internationalen Schutzes erwor­
ben wurde. 

▼B 
(4) Ein Drittstaatsangehöriger, der sich gemäß Kapitel III in einem 
anderen Mitgliedstaat aufgehalten hat, verliert die in dem ersten Mit­
gliedstaat erworbene Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberech­
tigten, wenn ihm diese Rechtsstellung in einem anderen Mitgliedstaat 
gemäß Artikel 23 zuerkannt wird. 

Auf jeden Fall verliert die betreffende Person, die sich sechs Jahre lang 
nicht im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats aufgehalten hat, der ihr die 
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zuerkannt hat, 
in diesem Mitgliedstaat die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts­
berechtigten. 

Abweichend von Unterabsatz 2 kann der betreffende Mitgliedstaat vor­
sehen, dass der langfristig Aufenthaltsberechtigte aus besonderen Grün­
den seine Rechtsstellung in diesem Mitgliedstaat behält, wenn der Zeit­
raum, in dem er sich nicht im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats auf­
gehalten hat, sechs Jahre überschreitet. 

(5) Im Hinblick auf die Fälle des Absatzes 1 Buchstabe c) und des 
Absatzes 4 führen die Mitgliedstaaten, die die Rechtsstellung eines lang­
fristig Aufenthaltsberechtigten zuerkannt haben, ein vereinfachtes Ver­
fahren für die Wiedererlangung der Rechtsstellung eines langfristig Auf­
enthaltsberechtigten ein. 

Dieses Verfahren gilt insbesondere für Fälle, in denen sich Personen in 
einem zweiten Mitgliedstaat zum Studium aufgehalten haben. 

Die Voraussetzungen und das Verfahren für die Wiedererlangung der 
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten bestimmen sich 
nach dem nationalen Recht. 

(6) Das Ablaufen einer langfristigen Aufenthaltsberechtigung — EG 
hat auf keinen Fall den Entzug oder den Verlust der Rechtsstellung 
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zur Folge. 

▼B 
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(7) Führt der Entzug oder der Verlust der Rechtsstellung eines lang­
fristig Aufenthaltsberechtigten nicht zu einer Rückführung, so gestattet 
der Mitgliedstaat der betreffenden Person, in seinem Hoheitsgebiet zu 
verbleiben, sofern sie die in seinen nationalen Rechtsvorschriften vor­
gesehenen Bedingungen erfüllt und/oder keine Gefahr für die öffentliche 
Ordnung oder die öffentliche Sicherheit darstellt. 

Artikel 10 

Verfahrensgarantien 

(1) Die Entscheidung, die Rechtsstellung eines langfristig Aufent­
haltsberechtigten zu versagen oder zu entziehen, ist zu begründen. 
Jede Entscheidung wird dem betreffenden Drittstaatsangehörigen nach 
den Verfahren der entsprechenden nationalen Rechtsvorschriften mit­
geteilt. In dieser Mitteilung ist auf die möglichen Rechtsbehelfe und 
die entsprechenden Fristen hinzuweisen. 

(2) Wird ein Antrag auf Erteilung der Rechtsstellung eines langfristig 
Aufenthaltsberechtigten zurückgewiesen, diese Rechtsstellung entzogen 
oder der Aufenthaltstitel nicht verlängert, so kann die betreffende Person 
in dem betreffenden Mitgliedstaat Rechtsbehelfe einlegen. 

Artikel 11 

Gleichbehandlung 

(1) Langfristig Aufenthaltsberechtigte werden auf folgenden Gebieten 
wie eigene Staatsangehörige behandelt: 

a) Zugang zu einer unselbstständigen oder selbstständigen Erwerbstätig­
keit, wenn diese nicht, auch nicht zeitweise, mit der Ausübung öf­
fentlicher Gewalt verbunden ist, sowie Beschäftigungs- und Arbeits­
bedingungen, einschließlich Entlassungsbedingungen und Arbeitsent­
gelt; 

b) allgemeine und berufliche Bildung, einschließlich Stipendien und 
Ausbildungsbeihilfen gemäß dem nationalen Recht; 

c) Anerkennung der berufsqualifizierenden Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstiger Befähigungsnachweise gemäß den einschlägigen natio­
nalen Verfahren; 

d) soziale Sicherheit, Sozialhilfe und Sozialschutz im Sinn des nationa­
len Rechts; 

e) steuerliche Vergünstigungen; 

f) Zugang zu Waren und Dienstleistungen sowie zur Lieferung von 
Waren und Erbringung von Dienstleistungen für die Öffentlichkeit 
und zu Verfahren für den Erhalt von Wohnraum; 

g) Vereinigungsfreiheit sowie Mitgliedschaft und Betätigung in einer 
Gewerkschaft, einem Arbeitgeberverband oder einer sonstigen Orga­
nisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, 
sowie Inanspruchnahme der von solchen Organisationen angebote­
nen Leistungen, unbeschadet der nationalen Bestimmungen über die 
öffentliche Ordnung und die öffentliche Sicherheit; 

h) freier Zugang zum gesamten Hoheitsgebiet des betreffenden Mit­
gliedstaats innerhalb der in den nationalen Rechtsvorschriften aus 
Gründen der Sicherheit vorgesehenen Grenzen. 

▼B 
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(2) In Bezug auf Absatz 1 Buchstaben b), d), e), f) und g) kann der 
betreffende Mitgliedstaat die Gleichbehandlung auf die Fälle beschrän­
ken, in denen der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthaltsort des 
langfristig Aufenthaltsberechtigten oder seiner Familienangehörigen, für 
die er Leistungen beansprucht, im Hoheitsgebiet des betreffenden Mit­
gliedstaats liegt. 

(3) Die Mitgliedstaaten können die Gleichbehandlung mit eigenen 
Staatsangehörigen in folgenden Fällen einschränken: 

a) Die Mitgliedstaaten können die Zugangsbeschränkungen zu unselbst­
ständigen und selbstständigen Erwerbstätigkeiten, die gemäß den 
bestehenden nationalen oder gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften 
eigenen Staatsangehörigen und Unions- oder EWR-Bürgern vor­
behalten sind, beibehalten; 

b) die Mitgliedstaaten können verlangen, dass erforderliche Sprach­
kenntnisse für den Zugang zur allgemeinen und beruflichen Bildung 
nachgewiesen werden. Der Hochschulzugang kann von der Erfüllung 
besonderer Bildungsvoraussetzungen abhängig gemacht werden. 

(4) Die Mitgliedstaaten können die Gleichbehandlung bei Sozialhilfe 
und Sozialschutz auf die Kernleistungen beschränken. 

▼M1 
(4a) Für den Mitgliedstaat, der den internationalen Schutz gewährt 
hat, gelten die Absätze 3 und 4 unbeschadet der Richtlinie 2004/83/EG. 

▼B 
(5) Die Mitgliedstaaten können beschließen, Zugang zu zusätzlichen 
Leistungen in den in Absatz 1 genannten Bereichen zu gewähren. 

Die Mitgliedstaaten können ferner beschließen, Gleichbehandlung in 
Bezug auf Bereiche zu gewähren, die nicht in Absatz 1 genannt sind. 

Artikel 12 

Ausweisungsschutz 

(1) Die Mitgliedstaaten können nur dann gegen einen langfristig Auf­
enthaltsberechtigten eine Ausweisung verfügen, wenn er eine gegenwär­
tige, hinreichend schwere Gefahr für die öffentliche Ordnung oder die 
öffentliche Sicherheit darstellt. 

(2) Die Verfügung nach Absatz 1 darf nicht auf wirtschaftlichen 
Überlegungen beruhen. 

(3) Bevor sie gegen einen langfristig Aufenthaltsberechtigten eine 
Ausweisung verfügen, berücksichtigen die Mitgliedstaaten Folgendes: 

a) Dauer des Aufenthalts in ihrem Hoheitsgebiet, 

b) Alter der betreffenden Person, 

c) Folgen für die betreffende Person und ihre Familienangehörigen, 

▼B 
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d) Bindungen zum Aufenthaltsstaat oder fehlende Bindungen zum Her­
kunftsstaat. 

▼M1 
(3a) Verfügt ein Mitgliedstaat die Ausweisung eines langfristig Auf­
enthaltsberechtigten, dessen „langfristige Aufenthaltsberechtigung — 
EU“ den in Artikel 8 Absatz 4 genannten Hinweis enthält, so ersucht 
er den in diesem Hinweis genannten Mitgliedstaat, Auskunft darüber zu 
erteilen, ob die betreffende Person dort weiterhin internationalen Schutz 
genießt. Der in dem Hinweis genannte Mitgliedstaat antwortet innerhalb 
eines Monats ab Eingang des Auskunftsersuchens. 

(3b) Genießt der langfristig Aufenthaltsberechtigte in dem in dem 
Hinweis genannten Mitgliedstaat weiterhin internationalen Schutz, so 
wird diese Person in diesen Mitgliedstaat ausgewiesen; dieser Mitglied­
staat nimmt die geschützte Person und ihre Familienangehörigen unbe­
schadet des geltenden Unionsrechts oder nationalen Rechts und des 
Grundsatzes der Einheit der Familie ohne weitere Formalitäten unver­
züglich wieder auf. 

(3c) Abweichend von Absatz 3b hat der Mitgliedstaat, der die Aus­
weisung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten verfügt hat, weiterhin 
das Recht, den langfristig Aufenthaltsberechtigten in ein anderes Land 
als den Mitgliedstaat, der ihm den internationalen Schutz zuerkannt hat, 
gemäß seinen völkerrechtlichen Verpflichtungen abzuschieben, wenn 
diese Person die Voraussetzungen des Artikels 21 Absatz 2 der Richt­
linie 2004/83/EG erfüllt. 

▼B 
(4) Wurde eine Ausweisung verfügt, so steht dem langfristig Aufent­
haltsberechtigten in dem betreffenden Mitgliedstaat der Rechtsweg of­
fen. 

(5) Langfristig Aufenthaltsberechtigten, die nicht über ausreichende 
Einkünfte verfügen, wird unter den gleichen Voraussetzungen wie 
Staatsangehörigen des Mitgliedstaats, in dem sie sich aufhalten, Prozess­
kostenhilfe bewilligt. 

▼M1 
(6) Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie 2004/83/EG bleibt hiervon 
unberührt. 

▼B 

Artikel 13 

Günstigere nationale Bestimmungen 

Die Mitgliedstaaten können für die Ausstellung dauerhafter oder unbe­
fristeter Aufenthaltstitel günstigere Voraussetzungen als diejenigen die­
ser Richtlinie vorsehen. Diese Aufenthaltstitel begründen nicht das 
Recht auf Aufenthalt in anderen Mitgliedstaaten gemäß Kapitel III. 

KAPITEL III 

AUFENTHALT IN DEN ANDEREN MITGLIEDSTAATEN 

Artikel 14 

Grundsatz 

(1) Ein langfristig Aufenthaltsberechtigter erwirbt das Recht, sich 
länger als drei Monate im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten als 
desjenigen, der ihm die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts­
berechtigten zuerkannt hat, aufzuhalten, sofern die in diesem Kapitel 
festgelegten Bedingungen erfüllt sind. 

▼B 
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(2) Ein langfristig Aufenthaltsberechtigter kann sich aus folgenden 
Gründen in einem zweiten Mitgliedstaat aufhalten: 

a) Ausübung einer unselbstständigen oder selbstständigen Erwerbstätig­
keit, 

b) Absolvierung eines Studiums oder einer Berufsausbildung, 

c) für sonstige Zwecke. 

(3) In Fällen der Ausübung einer unselbstständigen oder selbststän­
digen Erwerbstätigkeit nach Absatz 2 Buchstabe a) können die Mitglied­
staaten eine Arbeitsmarktprüfung durchführen, und hinsichtlich der An­
forderungen für die Besetzung einer freien Stelle bzw. hinsichtlich der 
Ausübung einer solchen Tätigkeit ihre nationalen Verfahren anwenden. 

Aus Gründen der Arbeitsmarktpolitik können die Mitgliedstaaten Uni­
onsbürger, Drittstaatsangehörige, wenn dies im Gemeinschaftsrecht vor­
gesehen ist, sowie Drittstaatsangehörige, die sich rechtmäßig in dem 
betreffenden Mitgliedstaat aufhalten und dort Arbeitslosenunterstützung 
erhalten, vorrangig berücksichtigen. 

(4) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten die Ge­
samtzahl der Personen, denen ein Aufenthaltsrecht gewährt werden 
kann, begrenzen, sofern solche Begrenzungen bei Annahme dieser 
Richtlinie bereits in den geltenden Rechtsvorschriften vorgesehen sind. 

(5) Dieses Kapitel betrifft nicht den Aufenthalt im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten von langfristig Aufenthaltsberechtigten, die 

a) von einem Dienstleistungserbringer im Rahmen einer grenzüber­
schreitenden Dienstleistungserbringung entsendet sind; 

b) Erbringer grenzüberschreitender Dienstleistungen sind. 

Die Mitgliedstaaten können im Einklang mit dem nationalen Recht fest­
legen, unter welchen Bedingungen sich langfristig Aufenthaltsberech­
tigte, die sich zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit als Saisonarbeitneh­
mer in einen anderen Mitgliedstaaten begeben möchten, in jenem Mit­
gliedstaat aufhalten dürfen. Auch auf Grenzarbeitnehmer können beson­
dere Bestimmungen des nationalen Rechts angewandt werden. 

(6) Dieses Kapitel gilt unbeschadet der einschlägigen gemeinschaft­
lichen Rechtsvorschriften im Bereich der sozialen Sicherheit in Bezug 
auf Drittstaatsangehörige. 

Artikel 15 

Bedingungen für den Aufenthalt in einem zweiten Mitgliedstaat 

(1) Der langfristig Aufenthaltsberechtigte beantragt unverzüglich, 
spätestens jedoch drei Monate nach seiner Einreise in den zweiten Mit­
gliedstaat, einen Aufenthaltstitel bei den zuständigen Behörden jenes 
Mitgliedstaats. 

Die Mitgliedstaaten können akzeptieren, dass der langfristig Aufent­
haltsberechtigte den Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels noch 
während seines Aufenthalts im Hoheitsgebiet des ersten Mitgliedstaats 
bei den zuständigen Behörden des zweiten Mitgliedstaats einreicht. 

▼B 
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(2) Die Mitgliedstaaten können von den betreffenden Personen ver­
langen, Folgendes nachzuweisen: 

a) feste und regelmäßige Einkünfte, die ohne Inanspruchnahme der 
Sozialhilfeleistungen des betreffenden Mitgliedstaats für ihren eige­
nen Lebensunterhalt und den ihrer Familienangehörigen ausreichen. 
Für jede der in Artikel 14 Absatz 2 genannten Kategorien beurteilen 
die Mitgliedstaaten diese Einkünfte anhand ihrer Art und Regel­
mäßigkeit und können die Höhe der Mindestlöhne und -renten be­
rücksichtigen; 

b) eine Krankenversicherung, die im zweiten Mitgliedstaat sämtliche 
Risiken abdeckt, die in der Regel auch für die eigenen Staatsange­
hörigen im betreffenden Mitgliedstaat abgedeckt sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten können gemäß dem nationalen Recht von 
Drittstaatsangehörigen verlangen, dass sie Integrationsmaßnahmen nach­
kommen müssen. 

Diese Bedingung gilt nicht, wenn die betreffenden Drittstaatsangehöri­
gen gemäß Artikel 5 Absatz 2 Integrationsanforderungen erfüllen muss­
ten, um die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zu 
erlangen. 

Unbeschadet des Unterabsatzes 2 kann von den betreffenden Personen 
die Teilnahme an Sprachkursen verlangt werden. 

(4) Dem Antrag sind vom nationalen Recht zu bestimmende Unter­
lagen, aus denen hervorgeht, dass die betreffenden Personen die ein­
schlägigen Bedingungen erfüllen beizufügen, sowie ihre langfristige 
Aufenthaltsberechtigung und ein gültiges Reisedokument oder beglau­
bigte Abschriften davon. 

Die Nachweise nach Unterabsatz 1 können auch Unterlagen in Bezug 
auf ausreichenden Wohnraum einschließen. 

Insbesondere kann der zweite Mitgliedstaat von den betreffenden Per­
sonen verlangen, Folgendes nachzuweisen: 

a) Im Fall der Ausübung einer Erwerbstätigkeit, 

i) sofern sie einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit nachgehen, 
dass sie im Besitz eines Beschäftigungsvertrags, einer Einstel­
lungserklärung des Arbeitsgebers oder eines Beschäftigungsver­
tragsangebots gemäß den im nationalen Recht vorgesehenen Be­
dingungen sind. Die Mitgliedstaaten legen fest, welche der ge­
nannten Arten von Nachweisen erbracht werden müssen; 

ii) sofern sie einer selbstständigen Erwerbstätigkeit nachgehen, dass 
sie über angemessene Mittel verfügen, die gemäß dem nationalen 
Recht für die Ausübung einer derartigen Erwerbstätigkeit vor­
geschrieben sind, wobei die erforderlichen Unterlagen und Ge­
nehmigungen vorzulegen sind; 

b) im Fall eines Studiums oder einer Berufsausbildung, dass sie zu 
Studien- oder Berufsbildungszwecken in einer zugelassenen Einrich­
tung eingeschrieben sind. 

▼B 
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Artikel 16 

Familienangehörige 

(1) Übt der langfristig Aufenthaltsberechtigte sein Aufenthaltsrecht in 
einem zweiten Mitgliedstaat aus und bestand die Familie bereits im 
ersten Mitgliedstaat, so wird den Angehörigen seiner Familie, die die 
Bedingungen des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie 2003/86/EG erfül­
len, gestattet, den langfristig Aufenthaltsberechtigten zu begleiten oder 
ihm nachzureisen. 

(2) Übt der langfristig Aufenthaltsberechtigte sein Aufenthaltsrecht in 
einem zweiten Mitgliedstaat aus und bestand die Familie bereits im 
ersten Mitgliedstaat, so kann den Angehörigen seiner Familie, die nicht 
als Familienangehörige im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 
2003/86/EG gelten, gestattet werden, den langfristig Aufenthaltsberech­
tigten zu begleiten oder ihm nachzureisen. 

(3) Für die Stellung des Antrags auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 
gelten die Bestimmungen des Artikels 15 Absatz 1. 

(4) Der zweite Mitgliedstaat kann von den Familienangehörigen des 
langfristig Aufenthaltsberechtigten verlangen, ihrem Antrag auf Ertei­
lung eines Aufenthaltstitels Folgendes beizufügen: 

a) ihre langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG oder ihren Aufent­
haltstitel und ein gültiges Reisedokument oder beglaubigte Abschrif­
ten davon; 

b) den Nachweis, dass sie sich als Familienangehörige des langfristig 
Aufenthaltsberechtigten im ersten Mitgliedstaat aufgehalten haben; 

c) den Nachweis, dass sie über feste und regelmäßige Einkünfte, die 
ohne Inanspruchnahme der Sozialhilfeleistungen des betreffenden 
Mitgliedstaats für ihren eigenen Lebensunterhalt ausreichen, sowie 
über eine Krankenversicherung verfügen, die im zweiten Mitglied­
staat sämtliche Risiken abdeckt, oder den Nachweis, dass der lang­
fristig Aufenthaltsberechtigte für sie über solche Einkünfte und eine 
solche Versicherung verfügt. Die Mitgliedstaaten beurteilen diese 
Einkünfte anhand ihrer Art und Regelmäßigkeit und können die 
Höhe der Mindestlöhne und -renten berücksichtigen. 

(5) Bestand die Familie noch nicht im ersten Mitgliedstaat, so findet 
die Richtlinie 2003/86/EG Anwendung. 

Artikel 17 

Öffentliche Ordnung und öffentliche Sicherheit 

(1) Die Mitgliedstaaten können einem langfristig Aufenthaltsberech­
tigten oder seinen Familienangehörigen den Aufenthalt versagen, wenn 
die betreffende Person eine Gefahr für die öffentliche Ordnung oder die 
öffentliche Sicherheit darstellt. 

Trifft ein Mitgliedstaat eine entsprechende Entscheidung, so berücksich­
tigt er die Schwere oder die Art des von dem langfristig Aufenthalts­
berechtigten oder seinem bzw. seinen Familienangehörigen begangenen 
Verstoßes gegen die öffentliche Ordnung oder die öffentliche Sicherheit 
bzw. die von der betreffenden Person ausgehende Gefahr. 

▼B 
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(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 darf nicht aus wirtschaftlichen 
Gründen getroffen werden. 

Artikel 18 

Öffentliche Gesundheit 

(1) Die Mitgliedstaaten können einem langfristig Aufenthaltsberech­
tigten oder seinen Familienangehörigen den Aufenthalt versagen, wenn 
die betreffende Person eine Gefahr für die öffentliche Gesundheit dar­
stellt. 

(2) Als Krankheiten, die die Versagung der Einreise oder des Auf­
enthalts im Hoheitsgebiet eines zweiten Mitgliedstaats rechtfertigen, 
gelten nur die in den einschlägigen anwendbaren Regeln und Vorschrif­
ten der Weltgesundheitsorganisation definierten Krankheiten oder sons­
tige übertragbare, durch Infektionserreger oder Parasiten verursachte 
Krankheiten, sofern im Aufnahmestaat Maßnahmen zum Schutz der 
eigenen Staatsangehörigen gegen diese Krankheiten getroffen werden. 
Die Mitgliedstaaten dürfen keine neuen restriktiveren Bestimmungen 
oder Maßnahmen einführen. 

(3) Das Auftreten von Krankheiten nach Ausstellung des ersten Auf­
enthaltstitels im zweiten Mitgliedstaat kann die Verweigerung einer 
Verlängerung des Aufenthaltstitels oder die Ausweisung aus dem Ho­
heitsgebiet nicht rechtfertigen. 

(4) Die Mitgliedstaaten können für die in den Anwendungsbereich 
dieser Richtlinie fallenden Personen eine ärztliche Untersuchung verlan­
gen, um feststellen zu lassen, dass sie nicht an einer Krankheit im Sinne 
des Absatzes 2 leiden. Diese ärztlichen Untersuchungen, die kostenlos 
durchgeführt werden können, dürfen nicht systematisch durchgeführt 
werden. 

Artikel 19 

Prüfung von Anträgen und Erteilung eines Aufenthaltstitels 

(1) Die zuständigen nationalen Behörden bearbeiten die Anträge in­
nerhalb von vier Monaten nach ihrer Einreichung. 

Sind dem Antrag die Unterlagen gemäß den Artikeln 15 und 16 nicht 
beigefügt oder in außergewöhnlichen Fällen, die mit der Schwierigkeit 
der Prüfung des Antrags zusammenhängen, kann die in Unterabsatz 1 
genannte Frist um höchstens drei Monate verlängert werden. In diesen 
Fällen teilen die zuständigen nationalen Behörden dies dem Antragstel­
ler mit. 

(2) Sind die Voraussetzungen der Artikel 14, 15 und 16 erfüllt, so 
stellt der zweite Mitgliedstaat — vorbehaltlich der Bestimmungen der 
Artikel 17 und 18 über die öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicher­
heit und die öffentliche Gesundheit — dem langfristig Aufenthalts­
berechtigten einen verlängerbaren Aufenthaltstitel aus. Dieser Aufent­
haltstitel kann — erforderlichenfalls auf Antrag — bei Ablauf verlängert 
werden. Der zweite Mitgliedstaat teilt dem ersten Mitgliedstaat seine 
Entscheidung mit. 

(3) Der zweite Mitgliedstaat erteilt den Familienangehörigen des 
langfristig Aufenthaltsberechtigten verlängerbare Aufenthaltstitel mit 
der gleichen Gültigkeitsdauer wie der Aufenthaltstitel, der dem lang­
fristig Aufenthaltsberechtigten erteilt wurde. 

▼B 
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Artikel 19a 

Änderungen von „langfristigen Aufenthaltsberechtigungen — EU“ 

(1) Enthält eine „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EU“ den in 
Artikel 8 Absatz 4 genannten Hinweis und ist die Verantwortung für 
den internationalen Schutz des langfristig Aufenthaltsberechtigten nach 
Maßgabe der einschlägigen internationalen Instrumente oder des natio­
nalen Rechts an einen zweiten Mitgliedstaat übergegangen, bevor dieser 
Mitgliedstaat die „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EU“ nach 
Artikel 8 Absatz 5 ausstellt, so ersucht der zweite Mitgliedstaat den 
Mitgliedstaat, der die „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EU“ aus­
gestellt hat, diesen Hinweis entsprechend zu ändern. 

(2) Wird einem langfristig Aufenthaltsberechtigten in dem zweiten 
Mitgliedstaat internationaler Schutz gewährt, bevor dieser Mitgliedstaat 
die „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EU“ gemäß Artikel 8 Ab­
satz 5 ausgestellt hat, so ersucht dieser Mitgliedstaat den Mitgliedstaat, 
der die „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EU“ ausgestellt hat, 
diese dahingehend zu ändern, dass der in Artikel 8 Absatz 4 genannte 
Hinweis darin aufgenommen wird. 

(3) Der Mitgliedstaat, der die „langfristige Aufenthaltsberechtigung 
— EU“ ausgestellt hat, stellt die geänderte „langfristige Aufenthalts­
berechtigung — EU“ innerhalb von drei Monaten nach Eingang des 
in den Absätzen 1 und 2 genannten Ersuchens des zweiten Mitglied­
staats aus. 

▼B 

Artikel 20 

Verfahrensgarantien 

(1) Die Entscheidung, einen Aufenthaltstitel zu versagen, ist zu be­
gründen. Sie wird dem betreffenden Drittstaatsangehörigen nach den 
Verfahren der entsprechenden nationalen Rechtsvorschriften mitgeteilt. 
In dieser Mitteilung ist auf die möglichen Rechtsbehelfe und die ent­
sprechenden Fristen hinzuweisen. 

Ist bei Ablauf der Frist nach Artikel 19 Absatz 1 noch keine Entschei­
dung ergangen, so bestimmen sich etwaige Folgen nach dem nationalen 
Recht des betreffenden Mitgliedstaats. 

(2) Wird ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel zurückgewiesen oder 
der Aufenthaltstitel nicht verlängert oder entzogen, so kann die betref­
fende Person in dem betreffenden Mitgliedstaat Rechtsbehelfe einlegen. 

Artikel 21 

Im zweiten Mitgliedstaat gewährte Behandlung 

(1) Sobald die langfristig Aufenthaltsberechtigten im zweiten Mit­
gliedstaat den Aufenthaltstitel gemäß Artikel 19 erhalten haben, wird 
ihnen in diesem Mitgliedstaat Gleichbehandlung in den Bereichen und 
unter den Bedingungen des Artikels 11 gewährt. 

(2) Langfristig Aufenthaltsberechtigte haben gemäß Absatz 1 Zugang 
zum Arbeitsmarkt. 

▼M1 

2003L0109 — DE — 20.05.2011 — 001.001 — 19



 

Die Mitgliedstaaten können für die in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a) 
genannten Personen nach den im nationalen Recht vorgesehenen Bedin­
gungen für einen Zeitraum von höchstens 12 Monaten beschränkten 
Zugang zu anderen unselbstständigen Erwerbstätigkeiten als denjenigen, 
für die ihnen ihr Aufenthaltstitel gewährt wurde, vorsehen. 

Die Mitgliedstaaten können gemäß dem nationalen Recht festlegen, 
unter welchen Bedingungen die in Artikel 14 Absatz 2 Buchstaben b) 
und c) genannten Personen Zugang zu einer unselbstständigen oder 
selbstständigen Erwerbstätigkeit haben können. 

(3) Sobald die Familienangehörigen des langfristig Aufenthalts­
berechtigten im zweiten Mitgliedstaat den Aufenthaltstitel gemäß 
Artikel 19 erhalten haben, genießen sie in diesem Mitgliedstaat die in 
Artikel 14 der Richtlinie 2003/86/EG genannten Rechte. 

Artikel 22 

Entzug des Aufenthaltstitels und Verpflichtung zur Rückübernahme 

(1) Bis der Drittstaatsangehörige die Rechtsstellung eines langfristig 
Aufenthaltsberechtigten erlangt hat, kann der zweite Mitgliedstaat die 
Verlängerung des Aufenthaltstitels versagen oder den Aufenthaltstitel 
entziehen und die betreffende Person und ihre Familienangehörigen 
gemäß den Verfahren des nationalen Rechts einschließlich der Rück­
führungsverfahren zur Ausreise aus seinem Hoheitsgebiet verpflichten, 
wenn 

a) Gründe der öffentlichen Ordnung oder der öffentlichen Sicherheit im 
Sinne des Artikels 17 vorliegen; 

b) die Voraussetzungen der Artikel 14, 15 und 16 nicht mehr vorliegen; 

c) sich der Drittstaatsangehörige unrechtmäßig im Hoheitsgebiet des 
betreffenden Mitgliedstaats aufhält. 

(2) Trifft der zweite Mitgliedstaat eine der Maßnahmen nach Absatz 
1, so nimmt der erste Mitgliedstaat den langfristig Aufenthaltsberech­
tigten und seine Familienangehörigen unverzüglich und ohne Formali­
täten zurück. Der zweite Mitgliedstaat teilt dem ersten Mitgliedstaat 
seine Entscheidung mit. 

(3) Bis der Drittstaatsangehörige die Rechtsstellung eines langfristig 
Aufenthaltsberechtigten erlangt hat, kann der zweite Mitgliedstaat unbe­
schadet der Verpflichtung zur Rückübernahme nach Absatz 2 aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Ordnung oder der öffent­
lichen Sicherheit die Rückführung des Drittstaatsangehörigen aus dem 
Gebiet der Union und unter Beachtung der Garantien des Artikels 12 
verfügen. 

In diesen Fällen konsultiert der zweite Mitgliedstaat beim Erlass dieser 
Verfügung den ersten Mitgliedstaat. 

Fasst der zweite Mitgliedstaat einen Beschluss zur Rückführung des 
betreffenden Drittstaatsangehörigen, so trifft er alle geeigneten Maßnah­
men, um den Beschluss tatsächlich durchzuführen. In diesen Fällen 
übermittelt der zweite Mitgliedstaat dem ersten Mitgliedstaat geeignete 
Informationen bezüglich der Durchführung des Rückführungsbeschlus­
ses. 

▼B 
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(3a) Sofern der internationale Schutz der langfristig aufenthalts­
berechtigten Person nicht zwischenzeitlich aberkannt wurde oder sie 
nicht unter eine der Kategorien nach Artikel 21 Absatz 2 der Richtlinie 
2004/83/EG fällt, gilt Absatz 3 dieses Artikels nicht für Drittstaatsange­
hörige, deren vom ersten Mitgliedstaat ausgestellte „langfristige Aufent­
haltsberechtigung — EU“ den in Artikel 8 Absatz 4 dieser Richtlinie 
genannten Hinweis enthält. 
Die Bestimmungen des Artikels 21 Absatz 1 der Richtlinie 2004/83/EG 
bleiben hiervon unberührt. 

▼B 
(4) In den in Absatz 1 Buchstaben b) und c) genannten Fällen darf 
die Entscheidung über die Rückführung nicht mit einem dauerhaften 
Aufenthaltsverbot verbunden werden. 
(5) Die in Absatz 2 genannte Verpflichtung zur Rückübernahme lässt 
die Möglichkeit unberührt, dass sich der langfristig Aufenthaltsberech­
tigte und seine Familienangehörigen in einen dritten Mitgliedstaat be­
geben. 

Artikel 23 

Erlangung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtig­
ten im zweiten Mitgliedstaat 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 3, 4, 5 und 6 erkennt der zweite Mit­
gliedstaat einem langfristig Aufenthaltsberechtigten auf Antrag die 
Rechtsstellung nach Artikel 7 zu. Der zweite Mitgliedstaat teilt dem 
ersten Mitgliedstaat seine Entscheidung mit. 
(2) Auf die Einreichung und die Prüfung des Antrags auf Zuerken­
nung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten im 
zweiten Mitgliedstaat findet das Verfahren des Artikels 7 Anwendung. 
Die Ausstellung des Aufenthaltstitels erfolgt nach Maßgabe des Artikels 
8. Wird der Antrag abgelehnt, so finden die Verfahrensgarantien des 
Artikels 10 Anwendung. 

KAPITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 24 

Bericht und Überprüfungsklausel 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat 
regelmäßig und zum ersten Mal spätestens am 23. Januar 2011 Bericht 
über die Anwendung dieser Richtlinie in den Mitgliedstaaten und 
schlägt gegebenenfalls die erforderlichen Änderungen vor. Diese Ände­
rungsvorschläge betreffen vorzugsweise die Artikel 4, 5, 9 und 11 sowie 
das Kapitel III. 

Artikel 25 

Kontaktstellen 

▼M1 
Die Mitgliedstaaten benennen Kontaktstellen, die für die Entgegen­
nahme und Übermittlung der Auskünfte und Unterlagen nach den Ar­
tikeln 8, 12, 19, 19a, 22 und 23 zuständig sind. 

▼B 
Die Mitgliedstaaten sorgen für die erforderliche Zusammenarbeit bei 
dem Austausch von Informationen und Dokumentation im Sinne des 
Absatzes 1. 

▼M1 
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Artikel 26 

Umsetzung 

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens ab dem 23. 
Januar 2006 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich 
davon in Kenntnis. 
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in 
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten der Bezugnahme. 

Artikel 27 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 28 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼B 
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